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Erwägungen: 

I. 

1. Mit Gesuch vom 9. Juli 2018 (Datum des Poststempels) beantragte der Ge-

suchsteller und Beschwerdeführer (nachfolgend Beschwerdeführer) beim Einzel-

gericht des Bezirksgerichts Bülach (nachfolgend Vorinstanz), es sei ihm als 

Schuldner die provisorische Nachlassstundung für vier Monate zu bewilligen und 

sein Rechtsvertreter als provisorischer Sachwalter einzusetzen (act. 1). Dieses 

Begehren wies die Vorinstanz mit Urteil vom 11. Juli 2018 ab (act. 12). Dagegen 

erhob der Beschwerdeführer mit Eingabe vom 17. Juli 2018 (überbracht am 

18. Juli 2018) Beschwerde mit den folgenden Rechtsbegehren und Verfahrensan-

trägen (act. 10 S. 2 f.): 

Rechtsbegehren: 

" 1. Es sei der Entscheid der Vorinstanz in sämtlichen Punkten aufzu-
heben und es seien sämtliche vor Vorinstanz gestellten Anträge 
superprovisorisch und unverzüglich gutzuheissen, so namentlich: 

 2. Es sei dem Gesuchsteller unverzüglich die provisorische Nach-
lassstundung für vier Monate (Art. 293a Abs. 1 SchKG; vom 
Dienstag, den 10. Juli 2018 bis zum 10. November 2018) zu be-
willigen, 

 3. Es sei der Unterzeichner als provisorischen Sachwalter einzuset-
zen, 

 4. Unter gesetzlichen Kosten- und Entschädigungsfolgen" 

Verfahrensanträge: 

" 1. Es sei "sofort" zu entscheiden, insb. ohne vorgängige Anhörung 
von Dritten und ohne Beizug der Akten vor Vorinstanz, 

 2. Die laufende Lohnpfändung sei spätestens per Donnerstag, 
19. Juli 2018 zu stoppen (m.a.W. sei die Lohnadministration spä-
testens bis dann anzuweisen, keine Überweisungen ans Betrei-
bungsamt mehr vorzunehmen), 

 3. Es sei die Pensionskasse des Gesuchstellers (B._____, 
…[Adresse], Policen-Nr. …) für berechtigt zu erklären, das Pensi-
onskassenguthaben des Gesuchstellers auf schriftlichen Antrag 
hin dem Beschwerdeführer oder aber auf das Klientengeldkonto 
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(Postfinance, Konto Typ "R") des als prov. Sachwalter eingesetz-
ten Unterzeichner zu überweisen, 

 4. Es sei die Lohnadministration des Gesuchstellers, C._____, z.H. 
D._____, … [Adresse], anzuweisen die Lohnzahlung vom Juli 
2018 vollständig an Herr A._____, PC … (Es gilt der Beschlag der 
Nachlassstundung) oder aber auf das Klientengeldkonto des ein-
gesetzten Sachwalters zu überweisen,  

 5. Es sei der als prov. Sachwalter eingesetzte Unterzeichner (bzw. 
der Gesuchsteller selbst) für berechtigt zu erklären, dem Gesuch-
steller bzw. ggf. direkt den Drittgläubigern vorab aus dem Nach-
lass die folgenden Beträge auszubezahlen: 
a. Monatliches Existenzminimum in der Schweiz: CHF 995.00 

(Miete) + CHF 1'600.00 (erw. Grundbetrag) + CHF 405.70 
(KVG) + CHF 85.00 (Franchise und Selbstbehalt) = 
CHF 3'085.70, 

b. Nach dem Wegzug nach Ungarn ein angepasstes (reduziertes) 
Existenzminimum für Ungarn, welches aus den obigen Beträ-
gen besteht, wobei der GB um ungefähr einen Drittel reduziert 
wird, 

c. Die offenen Posten des laufenden Quartals der E._____, 
d. Die Kosten für den Umzug nach Ungarn, 
e. Die Gerichtskosten des Bezirksgerichts Bülach 

 6. Es sei auf die Erhebung eines Kostenvorschusses zu verzichten 
und die Gerichts- sowie Sachwalterkosten seien gemäss dem 
nachfolgenden Plan während prov. Stundung zu belasten, 
EVENTUALITER sei der Sachwalter für berechtigt zu erklären, 
den Gerichtskostenvorschuss umgehend nach Zahlungseingang 
des Juli-Lohnes zu begleichen, 

 7. EVENTUALITER, es sei Rechtsanwalt F._____, … [Adresse] als 
Sachwalter einzusetzen" 

2. Mit Verfügung vom 20. Juli 2018 (act. 16) wurde das Gesuch um "superpro-

visorische" Anordnung der provisorischen Nachlassstundung sowie die weiteren 

Anträge auf Erlass "superprovisorischer" Anordnungen abgewiesen, jedoch das 

Betreibungsamt Kloten angewiesen, die Verteilung der Einkommenspfändung be-

treffend Juli-Lohn samt Zulagen (Dienstaltersgeschenk und Anteil 13. Monats-

lohn) einstweilen aufzuschieben. Der mit gleicher Verfügung einverlangte Kosten-

vorschuss ging rechtzeitig ein (act. 31). 
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3. Mit Eingabe vom 30. Juli 2018 (act. 18) brachte der Beschwerdeführer di-

verse Noven vor, namentlich dass er nun doch bis auf Weiteres in der Schweiz 

verbleiben werde, und änderte seine Rechtsbegehren bzw. Verfahrensanträge 

wie folgt: 

Rechtsbegehren: 

" 1. Es sei der Entscheid der Vorinstanz in sämtlichen Punkten aufzu-
heben und es seien sämtliche vor Vorinstanz gestellten Anträge 
gutzuheissen, so namentlich: 

 2. Es sei dem Gesuchsteller unverzüglich die provisorische Nach-
lassstundung für vier Monate (Art. 293a Abs. 1 SchKG; vom 
Dienstag, den 10. Juli 2018 bis zum Montag, 12. November 2018) 
zu bewilligen, 

 3. Es sei der Unterzeichner als provisorischen Sachwalter einzuset-
zen, 

 4. Es sei im Falle einer Abweisung des Nachlassgesuchs der Kon-
kurs zu eröffnen, wie bereits vor Vorinstanz beantragt 

 5. Unter gesetzlichen Kosten- und Entschädigungsfolgen" 

Verfahrensanträge: 

" 1. Es sei sofort zu entscheiden, 
 2. Es sei die B._____ anzuweisen, die Auslösung des Vorsorgefal-

les bis am 12. November 2018 zu sistieren bzw. aufzuschieben, 
und der Beschwerdeführer sei für berechtigt zu erklären, bis zum 
11. Oktober 2018 ggf. das Formular für den Kapitalbezug einzu-
reichen, 

 3. Es sei die Kostenfolge des vorinstanzlichen Urteils aufzuheben 
und der Unterzeichner sei für die berechtigten Aufwendungen im 
vorinstanzlichen Verfahren sowie im Beschwerdeverfahren durch 
die Staatskasse zu entschädigen, 

 4. EVENTUALITER, es sei Rechtsanwalt F._____, … [Adresse] als 
provisorischer Sachwalter einzusetzen" 

4. Mit Eingabe vom 2. August 2018 (act. 22) ergänzte der Beschwerdeführer 

alsdann seine Eingabe vom 30. Juli 2018 (act. 18) in verschiedener Hinsicht. Un-

ter anderem macht er darin neu eine Gehörsverletzung durch die Vorinstanz gel-

tend und stellt neu sinngemäss den Antrag, es sei der vorinstanzliche Entscheid 

deshalb für "nichtig" zu erklären und die Sache an die Vorinstanz zurückzuweisen 
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(act. 22 S. 3 f.). Mit Eingabe vom 21. August 2018 (act. 27) brachte der Be-

schwerdeführer erneut verschiedene weitere Noven ein, namentlich dass nun kei-

ne Dringlichkeit mehr bestehe, dass er in der Schweiz eine neue Stelle (bzw. 

neue Stellen) angetreten habe und dass nun ein weiterer Gläubiger dem Vorha-

ben einer Nachlasssanierung zugestimmt habe. 

5. Die vorinstanzlichen Akten wurden beigezogen (act. 1-6). Das Verfahren er-

weist sich als spruchreif. 

II. 

1. Das am 1. Januar 2014 in Kraft getretene neue Nachlassrecht sieht die pro-

visorische Stundung neu als zwingenden Verfahrensabschnitt vor, der einer spä-

teren Bewilligung der definitiven Stundung in jedem Fall vorangehen muss 

(Art. 293a SchKG; KUKO SchKG-HUNKELER, Art. 293a N 1). Anders als unter bis-

herigem Recht ist eine blosse Anordnung vermögenserhaltender Massnahmen 

ohne provisorische Stundung oder gar eine sofortige Anordnung der definitiven 

Stundung nicht mehr möglich (vgl. noch Art. 293 Abs. 3 aSchKG). Eingeleitet 

werden kann das Nachlassverfahren unter anderem durch ein begründetes Ge-

such des Schuldners (Art. 293 lit. a SchKG), wobei es sich auch um eine natürli-

che, nicht der Konkursbetreibung unterliegende Person handeln kann (KUKO 

SchKG-HUNKELER, Art. 293 N 3). Zuständig für die Anordnung der provisorischen 

Nachlassstundung ist das Einzelgericht im summarischen Verfahren (Art. 251 

lit. a ZPO i.V.m. § 24 lit. c GOG) am ordentlichen Betreibungsort (Art. 46 SchKG), 

am Betreibungsort des Aufenthalts (Art. 48 SchKG) oder am Betreibungsort der 

Erbschaft (Art. 49 SchKG; s. dazu im Einzelnen unten, E. V.2-3). 

2. Nach Art. 293d SchKG sind die Bewilligung der provisorischen Stundung 

und die Einsetzung eines provisorischen Sachwalters nicht anfechtbar. Dieser 

Rechtsmittelausschluss bezieht sich jedoch nur auf einen gutheissenden Ent-

scheid. Gegen die Nichtbewilligung des Gesuchs um provisorische Stundung 

steht demgegenüber die Beschwerde nach Art. 319 ff. ZPO offen (Art. 319 lit. a 

i.V.m. Art. 309 lit. b Ziff. 7 ZPO); legitimiert sind der Schuldner sowie gegebenen-
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falls der antragstellende Gläubiger (BSK SchKG-BAUER, Ergänzungsband zur 

2. Aufl., 2017, Art. 293d N 4 ff.; UMBACH-SPAHN/KESSELBACH/BURKHALTER, in: 

Kostkiewicz et al [Hrsg.], Kommentar SchKG, 4. Aufl. 2017, Art. 293d N 5). Dem 

Beschwerdeführer steht folglich die Beschwerde als Rechtsmittel gegen den an-

gefochtenen Entscheid zur Verfügung. Eine solche ergriff er rechtzeitig innert der 

dafür vorgesehenen zehntägigen Frist (Art. 321 Abs. 2 ZPO). 

III. 

1. Die Beschwerde ist gemäss Art. 321 Abs. 1 ZPO zu begründen. Beim Be-

gründungserfordernis handelt es sich um eine von Amtes wegen zu prüfende Zu-

lässigkeitsvoraussetzung; fehlt sie, ist auf das Rechtsmittel nicht einzutreten. Die 

Begründung muss hinreichend genau und eindeutig sein, um von der Rechtsmit-

telinstanz ohne Weiteres verstanden werden zu können. Der Beschwerdeführer 

hat sich mit den Erwägungen des vorinstanzlichen Entscheids einlässlich ausei-

nanderzusetzen und im Einzelnen darzulegen, an welchen konkreten Mängeln 

der angefochtene Entscheid seiner Ansicht nach leidet und in welchem Sinne er 

abgeändert werden soll. Es sind die vorinstanzlichen Erwägungen zu bezeichnen, 

die angefochten werden, und die Aktenstücke zu nennen, auf denen die Kritik be-

ruht. Es genügt nicht, bloss auf die vor erster Instanz vorgetragenen Ausführun-

gen zu verweisen, diese in der Beschwerdeschrift (praktisch) wortgleich wieder-

zugeben oder den angefochtenen Entscheid bloss in allgemeiner Weise zu kriti-

sieren. Was nicht in dieser Weise beanstandet wird, hat Bestand (vgl. BGE 138 III 

374, E. 4.3.1; BGer, 5A_209/2014 vom 2. September 2014, E. 4.2.1; 

5A_387/2016 vom 7. September 2016, E. 3.1). Namentlich hat der Beschwerde-

führer darzutun, ob und inwiefern der vorinstanzliche Entscheid Recht verletzt 

(Art. 320 lit. a ZPO) und/oder den Sachverhalt offensichtlich unrichtig feststellt 

(Art. 320 lit. b ZPO). Macht er (auch) eine unrichtige Rechtsanwendung geltend, 

so hat die Beschwerdeschrift – im Gegensatz zum Gesuch vor erster Instanz – 

(auch) eine minimale rechtliche Begründung zu enthalten (OGer ZH, LB140047 

vom 5. Februar 2015, E. III.1a; LB160044 vom 23. Dezember 2016, E. I.4). Stützt 

sich der angefochtene Entscheid sodann auf mehrere alternative und selbständi-
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ge Begründungen – oder auf eine Haupt- und eine Eventualbegründung –, so 

muss sich der Beschwerdeführer in der Beschwerdeschrift mit sämtlichen Be-

gründungen auseinandersetzen; andernfalls ist auf die Beschwerde nicht einzu-

treten (BGer, 4A_203/2013 vom 6. Juni 2013, E. 3.2; 4A_525/2014 vom 5. Mai 

2015, E. 3; OGer ZH, LB140047 vom 5. Februar 2015, E. III.1a; LB160044 vom 

23. Dezember 2016, E. I.4). Diese Begründungsanforderungen gelten gleicher-

massen auch in Verfahren, in welchen – wie vorliegend (Art. 255 lit. a ZPO) – der 

Untersuchungsgrundsatz gilt (BGE 138 III 374, E. 4.3.1; 141 III 569, E. 2.3.3), 

geht es doch im Rechtsmittelverfahren allemal um die Überprüfung des von der 

Vorinstanz getroffenen Entscheids aufgrund von konkret erhobenen Beanstan-

dungen und nicht darum, dass die Rechtsmittelinstanz von sich aus eine umfas-

sende Prüfung aller sich stellender Rechts- bzw. Tatfragen vornimmt, als wäre 

dem Rechtsmittelverfahren noch keine gerichtliche Beurteilung vorangegangen. 

2. Eine den gesetzlichen Anforderungen genügende Begründung muss sodann 

in der Beschwerdeschrift selbst enthalten sein oder aber mit separater Eingabe 

vor Ablauf der Beschwerdefrist nachgereicht werden. Wird eine (hinreichende) 

Begründung erst nach Ablauf der Beschwerdefrist eingereicht, vermag dies der 

formellen Prozessvoraussetzung einer Beschwerdebegründung nach Art. 321 

Abs. 1 ZPO nicht zu genügen (vgl. BGer, 5A_737/2012 vom 23. Januar 2013, 

E. 4.2.3; 5A_979/2014 vom 12. Februar 2015, E. 2.2; 4A_666/2015 vom 26. April 

2016, E. 3.1). Eine Nachfrist zur Ergänzung einer mangelhaften Beschwerde-

schrift bzw. zur Nachreichung einer Begründung kann nicht gewährt werden; na-

mentlich ist Art. 132 ZPO nicht dazu bestimmt, eine fehlende oder inhaltlich unge-

nügende Begründung zu ergänzen oder nachzubessern (BGE 137 III 617, E. 6.4; 

BGer, 5A_979/2014 vom 12. Februar 2015, E. 2.2-2.3; 4A_659/2011 vom 7. De-

zember 2011, E. 5). Auch die gerichtliche Fragepflicht (Art. 56 ZPO) entbindet 

nicht von einer fristgemässen Rechtsmittelbegründung (BGer, 4A_203/2013 vom 

6. Juni 2013, E. 3.2; 4A_618/2017 vom 11. Januar 2018, E. 4.3.1). 

3. Die Kognition der Beschwerdeinstanz ist in Tatfragen auf die offensichtlich 

unrichtige Tatsachenfeststellung beschränkt (Art. 320 lit. b ZPO). Erforderlich ist 

eine qualifiziert fehlerhafte Feststellung des Sachverhalts. "Offensichtlich unrich-
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tig" ist dabei gleichbedeutend mit "willkürlich" i.S.v. Art. 9 BV (ZK ZPO-FREIBURG-

HAUS/AFHELDT, 3. Aufl. 2016, Art. 320 N 5). In Rechtsfragen hat die Beschwer-

deinstanz dagegen volle Kognition (Art. 320 lit. a ZPO). Dies bedeutet freilich 

nicht, dass sie gehalten wäre, von sich aus wie ein erstinstanzliches Gericht alle 

sich stellenden rechtlichen Fragen zu untersuchen, wenn der Beschwerdeführer 

diese in oberer Instanz nicht (mehr) vorträgt; vielmehr hat sie sich – abgesehen 

von offensichtlichen Mängeln – auf die Beurteilung der in der schriftlichen Be-

schwerdebegründung erhobenen Beanstandungen zu beschränken (BGE 142 III 

413, E. 2.2.4; BGer 4A_629/2017 vom 17. Juli 2018, E. 4.1.4; 4A_418/2017 vom 

8. Januar 2018, E. 2.3). Insofern gibt die Beschwerdeschrift durch die ausrei-

chend begründet vorgetragenen Beanstandungen das Prüfprogramm vor, mit 

welchem sich die Beschwerdeinstanz zu befassen hat. Innerhalb dieser Bean-

standungen ist sie indes weder an die Begründung des Beschwerdeführers noch 

an jene der Vorinstanz gebunden, sondern sie wendet das Recht von Amtes we-

gen an (Art. 57 ZPO), weshalb die Beschwerde auch mit einer anderen Argumen-

tation gutgeheissen oder mit einer von der Argumentation der Vorinstanz abwei-

chenden Begründung abgewiesen werden kann (BGer, 4A_629/2017 vom 17. Juli 

2018, E. 4.1.4; 4A_397/2016 vom 30. November 2016, E. 3.1). Entsprechend 

muss der Beschwerdeführer zwar darlegen, dass und inwiefern die Vorinstanz 

das Recht aus seiner Sicht unrichtig angewendet hat, zutreffen muss diese Be-

gründung – um eine freie Überprüfung durch die Beschwerdeinstanz zu erwir-

ken – freilich nicht. 

4. Die Vorinstanz hat ihren Entscheid wie folgt begründet (act. 12 S. 3 ff.): Vor-

aussetzung für die Bewilligung eines Gesuchs des Schuldners um provisorische 

Nachlassstundung sei, dass dieser die erforderlichen Unterlagen einreiche, dass 

das Gesuch nicht missbräuchlich sei und dass eine Aussicht auf Sanierung oder 

Bestätigung eines Nachlassvertrages nicht offensichtlich fehle. Örtlich zuständig 

sei das Nachlassgericht am Betreibungsort, d.h. am Wohnsitz des Schuldners. 

Aufgrund des Territorialitätsprinzips stehe das Nachlassverfahren ausschliesslich 

Schuldnern mit Wohnsitz in der Schweiz zur Verfügung. Der Gesuchsteller habe 

zwar noch Wohnsitz im Gerichtsbezirk, jedoch stehe nach dessen eigenen Aus-

führungen eine definitive Verlegung seines Wohnsitzes nach Ungarn unmittelbar 
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bevor. Insofern stehe bereits jetzt fest, dass der Gesuchsteller in unmittelbarer 

Zukunft – nämlich per 14. August 2018 – über keinen Wohnsitz in der Schweiz 

mehr verfügen werde, womit nur kurz nach der anbegehrten Nachlassstundung 

eine Voraussetzung derselben wegfallen werde. Da der Gesuchsteller somit nicht 

während der gesamten Dauer des Nachlassverfahrens Wohnsitz in der Schweiz 

haben werde, sei das Gesuch um provisorische Nachlassstundung abzuweisen 

(act. 12 E. 2). 

5. Nicht im Sinne einer selbständigen Eventualbegründung, sondern bloss "obi-

ter", führt die Vorinstanz alsdann aus, es sei im Übrigen ohnehin zweifelhaft, ob 

das Gesuch inhaltlich begründet gewesen wäre: Das Nachlassverfahren zeitige 

schwerwiegende Konsequenzen für die (nicht zustimmenden) Gläubiger; dies 

werde vorliegend noch dadurch verschärft, dass der durch eine Auswanderung 

des Schuldners an sich geschaffene Arrestgrund (Art. 271 Abs. 1 Ziff. 4 SchKG) 

durch die Wirkungen der provisorischen Stundung gleich wieder beseitigt würde 

(Art. 293c Abs. 1 i.V.m. Art. 297 Abs. 3 SchKG). Ferner beabsichtige der Gesuch-

steller, durch die Nachlassstundung von der Lohnpfändung befreit zu werden und 

Zugang zur Juli-Lohnzahlung in der Höhe von etwa CHF 18'900.– zu erhalten, die 

er zur Finanzierung seines Umzugs nach Ungarn, seines Lebensunterhalts für die 

nächsten vier Monate sowie zur Deckung der Verfahrenskosten zu verwenden 

gedenke, während die Gläubiger, die bereits eine Lohnpfändung erwirkt hätten, 

(praktisch) leer ausgehen würden. Zudem habe der Gesuchsteller nach eigenen 

Angaben "aus prozesstaktischen Gründen" mit einzelnen Gläubigern noch keine 

Gespräche geführt, wobei unklar sei, was damit gemeint sei. Schliesslich bean-

trage der Gesuchsteller, seinen Prozessvertreter als Sachwalter einzusetzen, was 

ebenfalls Fragen hinsichtlich der Wahrung der Gläubigerinteressen aufwerfe 

(act. 12, E. 3). Wie es sich mit diesen Aspekten aber im Einzelnen verhält, liess 

die Vorinstanz letztlich offen und wies das Gesuch einzig aus dem vorgenannten 

Grund eines fehlenden fortdauernden schweizerischen Wohnsitzes des Be-

schwerdeführers ab (act. 12 S. 6). Da eine vertiefte Prüfung der finanziellen Ver-

hältnisse des Beschwerdeführers unterbleiben könne, sei nicht von Amtes wegen 

der Konkurs zu eröffnen (Art. 293a Abs. 3 SchKG; act. 12 S. 6). 
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6. Der Beschwerdeführer betont in seiner Beschwerdeschrift zunächst die 

Dringlichkeit eines Entscheids der Beschwerdeinstanz bzw. einer vorsorglichen 

Anordnung. Eine solche ergebe sich im Wesentlichen daraus, dass einerseits der 

Juli-Lohn des Beschwerdeführers, der eine Sanierung erst ermögliche, andern-

falls zugunsten der pfändenden Gläubiger verwendet würde und dass anderer-

seits die Pensionskasse des Beschwerdeführers in absehbarer Zeit die Rentenbe-

rechnung vornehmen werde, was einer Sanierung ebenfalls entgegenstünde 

(act. 10 Rz. 3 ff., S. 15 f.). Sodann schildert er den von ihm angestrebten – im 

Vergleich zu den Ausführungen vor Vorinstanz leicht modifizierten (act. 1 S. 6 f.) – 

weiteren Verlauf der Nachlassstundung, wobei er in seiner Beschwerdeschrift 

nach wie vor darauf hinweist, dass er die Schweiz per 14. August 2018 definitiv 

verlassen werde (act. 10 Rz. 7 ff.). Weiter legt er – praktisch wortgleich wie vor 

Vorinstanz bzw. mittels Verweises auf die entsprechenden Ausführungen – den 

Hintergrund seiner Überschuldung sowie die aus seiner Sicht bestehenden Aus-

sichten auf eine Sanierung dar (act. 10 Rz. 12 ff., 17 ff., 28 ff. vgl. act. 1 Rz. 12 ff., 

16 ff., 31 ff.), wobei er teilweise gewisse Noven in Bezug auf die Bereitschaft der 

Gläubiger für eine Nachlasssanierung einbringt (act. 10 Rz. 34 ff.). Eine Ausei-

nandersetzung mit den vorinstanzlichen Erwägungen und damit eine den gesetz-

lichen Anforderungen genügende Beschwerdebegründung ist darin nicht zu er-

kennen; vielmehr wiederholt der Beschwerdeführer hierbei im Wesentlichen bloss 

– teilweise wortgleich, teilweise durch Verweis – seine Vorbringen vor Vorinstanz. 

7. Alsdann setzt sich der Beschwerdeführer in gewisser Weise mit den von der 

Vorinstanz hilfsweise – jedoch nur "obiter" und nicht entscheidtragend – angeführ-

ten Erwägungen (act. 12, E. 3) auseinander. Diesbezüglich macht er geltend, die 

Verwendung des Juli-Lohnes zugunsten seines Lebensunterhalts bzw. der Kosten 

des Nachlassverfahrens ermögliche überhaupt erst eine Verwendung seines Vor-

sorgeguthabens zugunsten der Gläubiger und damit eine Sanierung; dies sei im 

Interesse aller Gläubiger (act. 10 Rz. 25 ff., 52 f., 55, S. 15 f.). Weiter legt er dar, 

inwiefern das Wegfallen einer Arrestmöglichkeit die Gläubigerinteressen nicht 

schädigen würde (act. 10 Rz. 54), weshalb Gespräche mit einzelnen Gläubigern 

(noch) nicht geführt worden seien und inwiefern ein Interessenkonflikt seines Pro-

zessvertreters aus seiner Sicht nicht bestehen und sich dieser als Sachwalter 
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eignen würde (act. 10 Rz. 44 ff.). Die damit beanstandeten vorinstanzlichen Er-

wägungen waren jedoch wie gesagt nicht entscheidtragend. 

8. Entscheidrelevant war einzig und allein die Erwägung der Vorinstanz, dass 

bereits jetzt feststehe, dass der Gesuchsteller nicht bis zum Ende des Nachlass-

verfahrens Wohnsitz in der Schweiz haben werde und dass damit eine Voraus-

setzung für die Gewährung der provisorischen Nachlassstundung entfalle (act. 12, 

E. 2). Mit dieser – alleine entscheidenden – Erwägung befasst sich der anwaltlich 

vertretene Beschwerdeführer in seiner Beschwerdeschrift nur ganz am Rande 

(act. 10 Rz. 8 ff.). Er lässt ausführen, es möge "[a]us einem formalistisch-

juristischen Standpunkt heraus […] allenfalls zutreffen, dass der Gemeinschuldner 

seinen Sitz oder Wohnsitz in der Schweiz haben" müsse. Er "ersuche das Gericht 

jedoch höflich, praktischen Überlegungen den Vorzug zu geben" (act. 10 Rz. 9); 

die Beschwerdeinstanz solle "die Zügel in die Hand nehmen, juristische Begriffe 

wie Territorialität […] überwinden und ein Zeichen setzen" (act. 10 Rz. 59). Unter 

dem Strich folge auch das Territorialitätsprinzip rein praktischen Überlegungen 

und soll "nicht angerufen werden, um greifbar nahe Sanierungschancen zu verei-

teln." Ohnehin verflechte sich die Lebenswirklichkeit immer mehr über die Lan-

desgrenzen hinweg, was ebenfalls dagegen spreche, "Prinzipien überspitzt for-

malistisch anzuwenden", zumal der Beschwerdeführer auch in Ungarn erreichbar 

wäre und einen Vertreter in der Schweiz bestimmen würde (act. 10 Rz. 9, 11). 

Das Territorialitätsprinzip gelte "vor allem für das streng formalistische Konkurs-

verfahren" und sei selbst für dieses gelockert worden; eine solche Lockerung sei 

umso mehr für das dem Privatrecht angenäherte Nachlassrecht angezeigt (act. 10 

Rz. 10). 

9. Diese Ausführungen des anwaltlich vertretenen Beschwerdeführers genü-

gen den gesetzlichen Anforderungen an eine hinreichende Beschwerdebegrün-

dung nur ganz knapp (Art. 321 Abs. 1 ZPO). Zunächst scheint er die Rechtsauf-

fassung der Vorinstanz, wonach der Schuldner während des gesamten Nachlass-

verfahrens seinen Sitz bzw. Wohnsitz in der Schweiz haben müsse (act. 10 Rz. 9, 

Satz 1), zu teilen und die Beschwerdeinstanz der Sache nach aufzufordern, das 

Recht ausnahmsweise nicht anzuwenden und – gerade anstelle einer Rechtsan-
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wendung – "praktischen Überlegungen den Vorzug zu geben" und "juristische 

Begriffe wie Territorialität zu überwinden" (act. 10 Rz. 9, Satz 2, Rz. 59). Damit 

ruft der Beschwerdeführer gewissermassen einen Beschwerdegrund der "Unbil-

ligkeit" oder der "fehlenden Pragmatik" an. Solches ist weder prozessual zulässig 

(Art. 320 ZPO), noch im System der hiesigen Rechtsordnung materiell vorgese-

hen. Das geltende Recht ist anzuwenden, und zwar ausnahmslos. Anders als et-

wa im angelsächsischen Rechtsraum verbietet sich eine einzelfallgerechte Ab-

weichung vom geltenden Recht aus Gründen der Billigkeit ("equity"). Wird das 

Recht als unbillig oder impraktikabel empfunden – und kann einem entsprechen-

den (grammatikalischen) Verständnis nicht durch eine methodisch korrekte Aus-

legung bzw. Lückenfüllung (Art. 1 ZGB) entgegengetreten werden –, kann dieses 

ausschliesslich vom Gesetzgeber geändert werden. Soweit der Beschwerdeführer 

also nicht eine unrichtige Rechtsanwendung (Art. 320 lit. a ZPO), sondern bloss 

"Unbilligkeit" geltend macht, ist auf seine Beschwerde nicht einzutreten. 

10. Mit einigem guten Willen und nicht ohne gedankliche Anstrengung kann den 

Ausführungen des anwaltlich vertretenen Beschwerdeführers in seiner Beschwer-

deschrift (act. 10 S. 7) jedoch sinngemäss entnommen werden, dass er mit der 

vorinstanzlichen Rechtsauffassung, wonach der Schuldner während des gesam-

ten Nachlassverfahrens Wohnsitz in der Schweiz haben müsse, letztlich eben 

doch nicht einverstanden sei. Insofern rügt er der Sache nach (auch) eine unrich-

tige Rechtsanwendung i.S.v. Art. 320 lit. a ZPO. Solches setzt eine minimale, ei-

nigermassen verständliche – aber nicht notwendigerweise zutreffende – rechtliche 

Begründung voraus; nur (aber immerhin) dann ist die entsprechende Rechtsfrage 

von Amtes wegen zu beurteilen (Art. 57 ZPO; s. oben, E. III.1-3). Den nicht leicht 

verständlichen Ausführungen des Beschwerdeführers kann letztlich doch ent-

nommen werden, dass er im Kern die Auffassung vertreten lässt, das Territoriali-

tätsprinzip sei jedenfalls für das Nachlassverfahren nicht mehr zeitgemäss, wes-

halb Letzteres auch ohne Wohnsitz des Schuldners in der Schweiz möglich sein 

müsse, jedenfalls dann, wenn dieser im Ausland erreichbar sei. Darauf wird im 

Folgenden einzugehen sein (E. V.). 
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11. Soweit der Beschwerdeführer mit seinen Eingaben vom 30. Juli 2018 

(act. 18), vom 2. August 2018 (act. 22) bzw. vom 21. August 2018 (act. 27) – und 

somit nach Ablauf der Beschwerdefrist – weitere Beanstandungen vortragen lässt, 

die über die vorgenannte Rüge einer unrichtigen Rechtsanwendung hinausgehen, 

so ist darauf nicht einzutreten (s. hierzu oben, E. III.2-3). Nur soweit er (weitere) 

rechtliche Ausführungen in Bezug auf die vorgenannte Beanstandung (act. 22 

S. 5 ff. und S. 13 oben) bzw. in Bezug auf Rechtsfragen vortragen lässt, die das 

vorliegende Rechtmittelverfahren als solches betreffen (wie etwa das Novenrecht; 

act. 22 S. 10 ff.), ist er zu hören. 

IV. 

1. Mit Eingaben vom 30. Juli 2018 (act. 18), vom 2. August 2018 (act. 22) so-

wie vom 21. August 2018 (act. 27) stellt der Beschwerdeführer diverse neue bzw. 

modifizierte Anträge und bringt verschiedene Noven in das Verfahren ein. Insbe-

sondere lässt er ausführen, dass er nun doch bis auf Weiteres in der Schweiz 

verbleiben werde und dass er hier nun wieder eine Arbeitsstelle (bzw.  

-stellen) gefunden habe (act. 18 S. 5 f., act. 22 S. 5, 13 f., act. 27 S. 1). 

2. Nach Art. 326 Abs. 1 ZPO sind neue Anträge, neue Tatsachenbehauptun-

gen und neue Beweismittel im Beschwerdeverfahren ausgeschlossen. Vorbehal-

ten bleiben jedoch besondere gesetzliche Bestimmungen (Art. 326 Abs. 2 ZPO). 

Solche finden sich namentlich in Art. 174 SchKG (Konkurseröffnung), in Art. 278 

Abs. 3 SchKG (Arrest) sowie in Art. 327a Abs. 1 ZPO (Anerkennungs- bzw. 

Exequaturentscheid nach LugÜ). In den Bestimmungen über das Nachlassverfah-

ren (Art. 293 ff. SchKG) findet sich kein entsprechender Ausnahmetatbestand. 

Entgegen der Auffassung des Beschwerdeführers (act. 22 S. 10 ff.) handelt es 

sich hierbei nicht um eine echte Lücke des Gesetzes. Eine solche besteht nur 

dann, wenn sich eine Regelung als unvollständig erweist, weil sie jede Antwort 

auf die sich stellende Rechtsfrage schuldig bleibt, d.h. sofern der Gesetzgeber 

etwas zu regeln unterlassen hat, was er hätte regeln sollen. Hat der Gesetzgeber 

aber eine Rechtsfrage nicht übersehen, sondern stillschweigend – im negativen 

Sinne – mitentschieden (qualifiziertes Schweigen), bleibt für eine richterliche Lü-
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ckenfüllung kein Raum (BGE 140 III 206, E. 3.5.1). Dafür, dass der Gesetzgeber 

das in einem Beschwerdeverfahren betreffend Bewilligung der Nachlassstundung 

geltende Novenrecht nicht bedacht und nicht bewusst auf eine von Art. 326 Abs. 1 

ZPO abweichende Regelung verzichtet hätte, bestehen keine Anhaltspunkte (vgl. 

Botschaft zur ZPO vom 28. Juni 2006, BBl 2006, S. 7379; Botschaft zur Änderung 

des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs [Sanierungsrecht], BBl 

2010, S. 6482, 6485 f., 6491). Vielmehr schuf er im Rahmen der Revision des 

Nachlassrechts gerade ein neues Rechtsmittelsystem (Art. 293d, Art. 295c, 

Art. 296a und Art. 307 SchKG), das den Interessen aller Beteiligter gerecht wer-

den sollte. Namentlich sah er spezielle Bestimmungen zur aufschiebenden Wir-

kung vor (Art. 295c Abs. 2, Art. 307 Abs. 2 SchKG), die von Art. 325 ZPO abwei-

chen. Im Umkehrschluss muss folglich davon ausgegangen werden, dass der 

Gesetzgeber eine Ausnahme zu Art. 326 Abs. 1 ZPO gerade nicht schaffen und 

vom allgemeinen Novenverbot gerade nicht abweichen wollte. Insofern handelt es 

sich beim Fehlen einer entsprechenden Bestimmung nicht um eine planwidrige 

Unvollständigkeit des Gesetzes, sondern um ein qualifiziertes Schweigen. Davon 

ging die Kammer im Ergebnis bereits in ihrem Entscheid vom 25. Mai 2016 

(PS160089, E. III.1e Abs. 2 und E.III.1f Abs. 1) aus (insofern weist der Beschwer-

deführer zu Unrecht auf E.III.1d Abs.2-3 dieses Entscheids hin [act. 22 S. 11 f.], 

wo es um das Novenrecht im erstinstanzlichen Verfahren ging). 

3. Gerade auch mit Blick auf den vom Beschwerdeführer ins Feld geführten 

Art. 174 SchKG (act. 22 S. 13) drängt sich – jedenfalls soweit im Nachlassverfah-

ren nicht der Konkurs eröffnet wird – eine durch Richterrecht zu schaffende Erwei-

terung des Novenrechts nicht auf. Art. 174 SchKG lässt Noven nur in ganz engem 

Rahmen zu. So kann namentlich in der Beschwerdeschrift (nicht aber später; vgl. 

BGE 139 III 491, E. 4) geltend gemacht werden, die betriebene Forderung sei be-

reits vor dem erstinstanzlichen Entscheid getilgt worden (Abs. 1; unechtes No-

vum), oder aber, die Forderung sei seither getilgt bzw. hinterlegt worden oder es 

habe der Gläubiger auf die Durchführung des Konkurses verzichtet (echte No-

ven), wobei Letzteres durch Urkunden zu beweisen und zudem auch die Zah-

lungsfähigkeit des Schuldners glaubhaft zu machen ist (Abs. 2). Inwiefern sich ein 

solch enges, ganz spezifisches Novenregime auf das Nachlassverfahren übertra-
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gen liesse – jedenfalls sofern in diesem nicht der Konkurs eröffnet wird –, ist nicht 

ersichtlich. Abgesehen davon, wäre dem Beschwerdeführer auch mit einer analo-

gen Anwendung von Art. 174 SchKG nicht geholfen, da er einerseits die relevan-

ten Noven nicht in seiner Beschwerdeschrift (bzw. innerhalb der Beschwerdefrist) 

vorgebracht hat und weil er andererseits ein viel weitergehendes Novenrecht in 

Anspruch nehmen möchte. 

4. Nach dem Gesagten gilt im vorliegenden Beschwerdeverfahren somit das 

allgemeine Novenverbot von Art. 326 Abs. 1 ZPO (s. aber einschränkend sogleich 

E. IV.5). Echte Noven konnten mithin nur im vorinstanzlichen Verfahren – und 

auch dort nur bis zum Beginn der Urteilsberatung (vgl. Art. 229 Abs. 3 ZPO) – 

vorgebracht werden. Neue Tatsachen, die sich erst nach diesem, für den Ent-

scheid massgeblichen Zeitpunkt zugetragen haben, konnte weder die Vorinstanz 

berücksichtigen, noch kann dies die Beschwerdeinstanz. Umgekehrt markiert die-

ser Zeitpunkt jedoch auch die zeitliche Rechtskraftgrenze, was sich bereits zwin-

gend aus dem Anspruch auf rechtliches Gehör ergibt (s. hierzu KUKO ZPO-OBER-

HAMMER, Art. 236 N 62 ff.). Später eintretende Sachverhaltsänderungen werden 

somit von der Rechtskraft nicht erfasst und können in einem neuen Verfahren 

(vorliegend in einem neuen Gesuch um provisorische Nachlassstundung) geltend 

gemacht werden. Unechte Noven, d.h. Tatsachen, die vor dem entscheidungs-

massgeblichen Zeitpunkt eingetreten sind, müssen grundsätzlich, sofern die ent-

sprechenden Voraussetzungen gegeben sind, mit Revision geltend gemacht wer-

den (KUKO ZPO-OBERHAMMER, Art. 236 N 63). Die Streitfrage, ob zur Revision 

berechtigende unechte Noven (Art. 328 ZPO) auch bereits in einem Beschwerde-

verfahren geltend gemacht werden können (vgl. in diesem Sinne BSK ZPO-

HERZOG, Art. 328 N 20 ff.; a.A. STAUBER, in: Kunz et al [Hrsg.], ZPO-Rechtsmittel, 

Berufung und Beschwerde, 2013, Art. 326 N 5 f.; offen gelassen in BGE 139 III 

466, E. 3.4), braucht vorliegend nicht entschieden zu werden, da der Beschwer-

deführer, soweit relevant, ausschliesslich echte Noven vortragen lässt. 

5. Zu Recht bringt der Beschwerdeführer hingegen vor (act. 22 S. 12 f.), dass 

Noven auch im kantonalen Beschwerdeverfahren zumindest in jenem Umfang zu-

lässig sein müssen, als sie später in einem bundesgerichtlichen Verfahren zuläs-



- 16 - 

sig wären (Art. 99 Abs. 1 BGG); dies ergibt sich aus einer analogen Anwendung 

von Art. 111 Abs. 3 BGG, wonach die Kognition – und damit auch die Zulässigkeit 

von Noven – im kantonalen Rechtsmittelverfahren nicht enger sein darf als vor 

Bundesgericht (BGE 139 III 466, E. 3.4). Nach Art. 99 Abs. 1 BGG dürfen neue 

Tatsachen und Beweismittel im bundesgerichtlichen Verfahren – und damit auch 

im kantonalen Beschwerdeverfahren – so weit vorgebracht werden, als erst der 

Entscheid der Vorinstanz dazu Anlass gibt. Soweit für den vorliegenden Entscheid 

relevant, bringt der Beschwerdeführer im Rahmen des Beschwerdeverfahrens 

neu vor, er würde nun doch an seinem bisherigen Wohnsitz in der Schweiz ver-

bleiben und habe hier nun auch (wieder) eine Arbeitsstelle (bzw. -stellen) gefun-

den (act. 18 S. 5 f., act. 22 S. 5, 13 f., act. 27 S. 1). Anlass, diese Tatsache in das 

Verfahren einzubringen, habe er erst aufgrund der vorinstanzlichen Erwägung 

gehabt, ein Gemeinschuldner müsse zwingend während des gesamten Nachlass-

verfahrens Wohnsitz in der Schweiz haben (act. 22 S. 13). 

6. Art. 99 Abs. 1 BGG setzt eine gewisse kausale Beziehung zwischen dem 

vorinstanzlichen Entscheid (Dispositiv und/oder Erwägungen) und der Notwendig-

keit, den eigenen Standpunkt mit den neuen tatsächlichen Behauptungen zu un-

termauern, voraus (BSK BGG-MEYER/DORMANN, Art. 99 N 41). Soweit sich echte 

Noven auf das vorinstanzlich beurteilte Prozessthema beziehen, können sie von 

vornherein nicht durch das angefochtene Urteil veranlasst worden sein (BGer, 

2C_94/2009 vom 16. Juni 2009, E. 2.2). Von Art. 99 Abs. 1 BGG erfasst sind 

demgegenüber beispielsweise Noven, die für die Beurteilung der formellen 

Rechtsmittelvoraussetzungen von Bedeutung sind, oder solche, die auf formelle 

Mängel des angefochtenen Entscheids schliessen lassen, wie etwa auf eine Ver-

letzung des rechtlichen Gehörs oder einen fehlerhaft besetzten Spruchkörper. Zu-

lässig sind zudem (unechte) Noven, die erst durch die Art und Weise, in welcher 

die Vorinstanz Recht gesprochen hat, Rechtserheblichkeit erlangen, namentlich in 

Fällen der überraschenden Rechtsanwendung (BGG-MEYER/DORMANN, Art. 99 

N 45 ff. m.Nw.).  

7. Die vom Beschwerdeführer geltend gemachte Kausalität zwischen dem No-

vum eines nunmehr bis auf Weiteres doch nicht stattfindenden Wegzugs und dem 
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vorinstanzlichen Entscheid besteht bei genauerer Betrachtung gerade nicht darin, 

dass der angefochtene Entscheid die Notwendigkeit einer solchen Behauptung 

erst ausgelöst habe, sondern vielmehr darin, dass der Beschwerdeführer, nach-

dem er die negativen Folgen einer solchen (bestehenden) Tatsache erkannt hat-

te, diese kurzerhand geändert hat. Mit anderen Worten verursachte der vor-

instanzliche Entscheid nicht die Notwendigkeit, Behauptungen zum aktuellen und 

zukünftigen Wohnsitz des Beschwerdeführers aufzustellen, sondern er veranlass-

te den Beschwerdeführer dazu, diesen nachträglich zu verändern. Es handelt sich 

folglich um ein sich auf den behandelten Prozessstoff beziehendes echtes No-

vum, das von Art. 99 Abs. 1 BGG nicht erfasst sein kann (vgl. BGer, 2C_94/2009 

vom 16. Juni 2009, E. 2.2). Hinzu kommt, dass der vorinstanzliche Entscheid in 

Wahrheit nicht einmal den Entschluss des Beschwerdeführers, seinen Umzug 

nach Ungarn bis auf Weiteres zu verschieben, ausgelöst haben kann. In seiner 

Beschwerdeschrift lässt er nämlich ausführen, dass er – trotz Kenntnis des vor-

instanzlichen Entscheids – nach wie vor per 14. August 2018 nach Ungarn aus-

wandern wolle (act. 10 S. 2, 5 ff.). Erst in seiner Noveneingabe vom 30. Juli 2018 

(act. 18 S. 5 f.) lässt er ausführen, er werde nun doch bis auf Weiteres in der 

Schweiz verbleiben. Vor diesem Hintergrund kann nicht die Rede davon sein, der 

vorinstanzliche Entscheid habe den Entschluss des Beschwerdeführers, nun doch 

nicht auszuwandern, oder gar die Notwendigkeit, eine solche Behauptung aufzu-

stellen, verursacht. 

8. Folglich sind die vom Beschwerdeführer neu eingebrachten Tatsachen, er 

ziehe nun doch nicht per Mitte August 2018 nach Ungarn und habe in der 

Schweiz (wieder) eine Arbeitsstelle bzw. -stellen angetreten, im vorliegenden Be-

schwerdeverfahren nicht zu berücksichtigen. Für den Entscheid massgeblich ist 

mithin der Sachverhalt, wie er im Zeitpunkt des vorinstanzlichen Entscheids (Be-

ginn der Urteilsberatung) bestanden hat. Es ist somit davon auszugehen, dass 

der Beschwerdeführer per Mitte August 2018 definitiv nach Ungarn ziehen wird 

(bzw. nunmehr gezogen ist). Die übrigen vom Beschwerdeführer eingebrachten 

Noven sind ebenfalls unzulässig und darüber hinaus – wie noch zu zeigen sein 

wird – unerheblich. 
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9. Mit Eingabe vom 30. Juli 2018 (act. 18) stellte der Beschwerdeführer 

schliesslich diverse neue "Rechtsbegehren" und "Verfahrensanträge" bzw. modi-

fizierte er die bisherigen. Namentlich beantragt er neu, es sei im Falle der Abwei-

sung des Nachlassgesuchs der Konkurs über ihn zu eröffnen. Da solches ohnehin 

von Amtes wegen angeordnet werden kann bzw. bei gegebenen Voraussetzun-

gen angeordnet werden muss (Art. 293a Abs. 3 SchKG) und insofern die Offi-

zialmaxime gilt, kommt diesem – unzulässigen (Art. 326 Abs. 1 ZPO) – neuen An-

trag keine selbständige Bedeutung zu. Dasselbe gilt für die neuerdings um zwei 

Tage länger anbegehrte Dauer der provisorischen Nachlassstundung, für die 

Massnahmen zur Erhaltung des schuldnerischen Vermögens (vgl. Art. 293a 

Abs. 1 SchKG) sowie für die Person des allenfalls zu bestellenden provisorischen 

Sachwalters (Art. 293b SchKG). 

10. Der mit Eingabe vom 2. August 2018 und damit nach Ablauf der Beschwer-

defrist sinngemäss gestellte, neue Rückweisungsantrag bzw. der neue Antrag auf 

Feststellung der Nichtigkeit des vorinstanzlichen Urteils aufgrund einer Gehörs-

verletzung durch mangelhafte Begründung (act. 22 S. 3 ff.) ist verspätet und des-

halb unzulässig. Ein solcher wäre zwar in der Beschwerdeschrift selbst bzw. 

durch separate Eingabe innerhalb der Beschwerdefrist ohne Weiteres zulässig 

gewesen; dasselbe gilt für die entsprechenden Noven im Zusammenhang mit ei-

ner solchen Gehörsverletzung (Art. 99 Abs. 1 BGG analog; s. dazu oben,  

E. IV.5-6). Einen solchen Antrag und eine solche Beanstandung (mit den entspre-

chenden Noven) erst nach Ablauf der Beschwerdefrist vorzubringen, geht nicht 

an. Die Beschwerdeanträge sind nach Ablauf der Beschwerdefrist unveränderlich 

(Art. 326 Abs. 1 ZPO). Dasselbe gilt für die nach Art. 99 Abs. 1 BGG ausnahms-

weise zugelassenen Noven; auch diese müssen innerhalb der Rechtsmittelfrist 

vorgetragen werden, da sie andernfalls nicht als durch den vorinstanzlichen Ent-

scheid veranlasst gelten können. Auf diese Anträge ist folglich nicht einzutreten. 



- 19 - 

V. 

1. Der Beschwerdeführer scheint die Auffassung zu vertreten, dass ein Nach-

lassverfahren nach Art. 293 ff. SchKG einen Wohnsitz des Gemeinschuldners in 

der Schweiz überhaupt nicht voraussetze, auch nicht im Zeitpunkt der Einrei-

chung des Gesuchs um provisorische Nachlassstundung, und dass das Territoria-

litätsprinzip insofern "zu überwinden" sei (vgl. act. 10 S. 7, act. 22 S. 5 ff.). Dies 

trifft nicht zu. Das sog. "Territorialitätsprinzip" stellt nicht etwa einen selbständi-

gen, aus sich selbst heraus anwendbaren Rechtsgrundsatz dar, sondern es lässt 

sich vielmehr verschiedenen Bestimmungen des SchKG sowie des 11. Kapitels 

des IPRG entnehmen, dass dem schweizerischen System der Zwangsvollstre-

ckung ein solcher Grundsatz zugrunde liegt. Die inhaltliche Bedeutung dieses  

– für sich selbst genommen inhaltsleeren – Prinzips variiert freilich je nach kon-

kreter Fragestellung (vgl. zur Relativität des Territorialitätsprinzips auch OGer ZH, 

LB150044 vom 13. Dezember 2016, E. IV.3). Im vorliegenden Zusammenhang 

bedeutet es nichts anderes, als dass die angerufenen schweizerischen Gerichts- 

und Zwangsvollstreckungsbehörden zur Einleitung, Durchführung und Abwicklung 

des Nachlassverfahrens jeweils international und örtlich zuständig sein müssen 

und dass diese Zuständigkeit als solche während des gesamten Verfahrens be-

stehen muss. Unter welchen Voraussetzungen eine solche Zuständigkeit besteht, 

lässt sich dem (für sich genommen inhaltsleeren) Territorialitätsprinzip nicht ent-

nehmen. Weil aber umgekehrt die relevanten Zuständigkeitsvorschriften mehr o-

der weniger intensiv am schweizerischen Territorium anknüpfen, lässt sich inso-

fern von einem "Territorialitätsprinzip" sprechen. 

2. Die internationale und die örtliche Zuständigkeit des Nachlassgerichts richtet 

sich – gleichermassen wie die Zuständigkeit des Konkursgerichts – nach dem 

SchKG und nicht nach dem LugÜ (Art. 1 Nr. 2 lit. b) oder dem IPRG (vgl. ZK ZPO-

SUTTER-SOMM/SCHRANK, Art. 46 N 6; BSK SchKG I-M. STAEHELIN, Art. 30a N 2a). 

Art. 293 ff. SchKG regeln diese jedoch nicht explizit. Weil mit der Zuständigkeit 

zur Bewilligung der Nachlassstundung bzw. mit der Zuständigkeit zur Bestätigung 

des Nachlassvertrags immer auch eine Zuständigkeit zur Konkurseröffnung ein-
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hergeht (Art. 293a Abs. 3, Art. 294 Abs. 3, Art. 296b und Art. 304 i.V.m. Art. 309 

SchKG), setzt eine Zuständigkeit des Nachlassgerichts zwangsläufig voraus, dass 

am betreffenden Ort jeweils (auch) ein Konkursort besteht (vgl. ZK ZPO-SUTTER-

SOMM/SCHRANK, Art. 46 N 6 sowie noch zum alten Recht BSK SchKG I-VOLLMAR, 

Art. 293 N 35); umgekehrt ist jedoch nicht zwingend, dass an jedem Konkursort 

auch ein "Nachlassort" vorhanden sein muss. 

3. Jedenfalls möglich ist die Eröffnung eines Nachlassverfahrens am ordentli-

chen Betreibungsort (Art. 46 SchKG; vgl. BGE 98 III 37, E. 2), am Betreibungsort 

des Aufenthalts (Art. 48 SchKG) sowie am Betreibungsort der Erbschaft (Art. 49 

SchKG; KUKO SchKG-HUNKELER, Art. 293 N 6); diese Bestimmungen stellen in-

sofern nicht nur einen Betreibungs- und Konkursort zur Verfügung, sondern auch 

einen Nachlassort. Von vornherein ausgeschlossen ist die Durchführung eines 

Nachlassverfahrens demgegenüber an den besonderen Betreibungsorten nach 

Art. 51 SchKG (Betreibungsort der gelegenen Sache), Art. 52 SchKG (Arrestbe-

treibungsort) und – entgegen der Auffassung des Beschwerdeführers (act. 22 

S. 6) – Art. 50 Abs. 2 SchKG (Betreibungsort des Spezialdomizils), da ein Kon-

kurs dort nicht eröffnet werden kann. Ebenfalls ausser Betracht fällt – entgegen 

der Auffassung des Beschwerdeführers (act. 22 S. 6 f.) – eine Bewilligung der 

Nachlassstundung am Konkursort des flüchtigen Schuldners nach Art. 54 SchKG. 

Abgesehen davon, dass der Beschwerdeführer vorliegend ohnehin nicht "flüchtig" 

im Sinne dieser Bestimmung wäre und diese schon deshalb nicht zur Anwendung 

käme, ist ein Nachlassverfahren mit einem flüchtigen Schuldner schlechterdings 

nicht vorstellbar (vgl. etwa Art. 306 Abs. 1 Ziff. 1 SchKG, wonach die vom Schuld-

ner "angebotenen Leistungen" angemessen sein müssen; vgl. auch Art. 296b 

SchKG). Ob – wie in der Lehre teilweise vertreten (KUKO SchKG-HUNKELER, 

Art. 293 N 5; UMBACH-SPAHN/KESSELBACH/BURKHALTER, a.a.O., Art. 293 N 32) – 

ein Nachlassverfahren am Betreibungsort der Geschäftsniederlassung (Art. 50 

Abs. 1 SchKG) ausgeschlossen oder ob solches in Bezug auf Verbindlichkeiten 

der Niederlassung gleichermassen wie ein "Niederlassungskonkurs" möglich wä-

re, braucht hier nicht geklärt zu werden. Wenn der Beschwerdeführer schliesslich 

ausführen lässt, dass er trotz seines Wegzugs ins Ausland seinen Betreibungsort 
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in der Schweiz aufrechterhalten wolle (act. 22 Rz. 25), so übersieht er, dass die 

gesetzliche Ordnung der zulässigen Betreibungs-, Konkurs- bzw. Nachlassorte 

abschliessend und zwingend ist; eine davon abweichende Prorogation ist nicht 

möglich (BSK SchKG I-SCHMID, Art. 46 N 6 ff.). 

4. Nach dem Gesagten steht fest, dass der Schuldner, der um Nachlassstun-

dung ersucht, wenigstens im Zeitpunkt der Gesuchseinreichung im vorerwähnten 

Sinne einen Nachlassort – d.h. in der Regel Sitz bzw. Wohnsitz – in der Schweiz 

bzw. im jeweiligen Gerichtsbezirk haben muss; andernfalls kann das angerufene 

Nachlassgericht mangels internationaler bzw. örtlicher Zuständigkeit nicht auf das 

Gesuch eintreten. Da der Beschwerdeführer sowohl im Zeitpunkt der Gesuchsein-

reichung wie auch im entscheidungsmassgeblichen Zeitpunkt (Beginn der vor-

instanzlichen Urteilsberatung; s. oben, E. IV.4 und E. IV.8) seinen Wohnsitz 

(noch) in … [Ort] hatte – daran änderte seine klare Absichtserklärung, diesen in 

naher Zukunft ins Ausland zu verlegen, nichts –, erachtete sich die Vorinstanz zu-

treffend als zuständig und trat zu Recht auf das Gesuch ein. Auf der Ebene der 

Begründetheit des Gesuchs stellen sich jedoch zwei Fragen: Erstens, ob der ei-

nen Nachlassort begründende territoriale Bezug zur Schweiz bzw. zum jeweiligen 

Gerichtsbezirk (d.h. in der Regel der dort gelegene Sitz bzw. Wohnsitz des 

Schuldners) während des gesamten Nachlassverfahrens bestehen muss oder ob 

und gegebenenfalls zu welchem Zeitpunkt eine Fixierung des Nachlassortes (ana-

log zur perpetuatio fori im Zivilprozess) eintritt. Falls eine solche perpetuatio fori 

erst nach dem geplanten, zukünftigen Wegzug des Beschwerdeführers eintreten 

sollte, fragt sich zweitens, welche Auswirkungen dieser bereits heute feststehen-

de, dereinstige Wegfall der Zuständigkeit des befassten Nachlassgerichts auf die 

Begründetheit des vorliegenden Gesuchs um provisorische Nachlassstundung 

hätte. 

5. Verändert der Schuldner seinen Wohnsitz, nachdem ihm die Pfändung an-

gekündigt oder nachdem ihm die Konkursandrohung oder der Zahlungsbefehl zur 

Wechselbetreibung zugestellt worden ist, so wird die Betreibung am bisherigen 

Orte fortgesetzt (Art. 53 SchKG). Damit definiert das Gesetz den Zeitpunkt, in 

welchem eine Fixierung des Betreibungs- bzw. Konkursortes eintritt (perpetuatio 
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fori), nur für die Betreibung auf Pfändung (Art. 89 ff. SchKG), die ordentliche Kon-

kursbetreibung (Art. 159 ff. SchKG) sowie die Wechselbetreibung (Art. 177 ff. 

SchKG) explizit. Daraus kann jedoch nicht im Umkehrschluss entnommen wer-

den, dass eine perpetuatio fori für die übrigen Betreibungsarten sowie für das 

Nachlassverfahren per se ausgeschlossen wäre; es liegt insofern kein qualifizier-

tes Schweigen des Gesetzgebers vor (vgl. BGE 121 III 13, E. 1b und E. 2b): Für 

die Betreibung auf Pfandverwertung (Art. 151 ff. SchKG) erachtete die Rechtspre-

chung den Zeitpunkt der Zustellung des Zahlungsbefehls als für die Fixierung des 

Betreibungsortes massgeblich, da dieser die Pfändungsankündigung funktional 

ersetze (BGE 116 III 1, E. 2). Für das Verfahren der Konkurseröffnung ohne vor-

gängige Betreibung – auf Gesuch eines Gläubigers (Art. 190 SchKG) oder von 

Amtes wegen (Art. 192 SchKG) – bestimmte das Bundesgericht die Zustellung 

der Vorladung zur Konkurseröffnungsverhandlung an den Schuldner (Art. 168 

SchKG) als den für die perpetuatio fori massgeblichen Zeitpunkt. Dies begründete 

es wie folgt: Der Grundsatz, wonach der Schuldner während des gesamten 

Zwangsvollstreckungsverfahrens an seinem jeweiligen Sitz bzw. Wohnsitz zu be-

langen sei, erfahre nach Art. 53 SchKG aus praktischen Gründen eine vernünftige 

Einschränkung. Für die Fixierung des Betreibungs- bzw. Konkursortes relevant 

sei jeweils derjenige Zeitpunkt im Verfahren, in welchem der Schuldner darüber 

informiert werde, dass der Gläubiger nun die eigentliche Zwangsvollstreckungs-

phase einleiten wolle. Im Verfahren nach Art. 190 bzw. Art. 192 SchKG sei dies 

die Zustellung der Vorladung zur Konkurseröffnungsverhandlung durch das Ge-

richt an den Schuldner (BGE 121 III 13, E. 1b und E. 2b; 134 III 417, E. 4). Noch 

nicht abschliessend geklärt ist demgegenüber, wie es sich im (wohl äusserst sel-

tenen) Fall verhält, wenn der Schuldner nach Stellung eines Konkursantrags nach 

Art. 191 SchKG seinen Wohnsitz wechselt. In Anwendung der bundesgerichtli-

chen Erwägung, es sei für die perpetuatio fori nach Art. 53 SchKG derjenige Zeit-

punkt relevant, in welchem der Schuldner Kenntnis von der Einleitung des 

Zwangsvollstreckungsverfahrens i.e.S. erhalte, wäre hier wohl bereits der Zeit-

punkt der Gesuchseinreichung ausschlaggebend (vgl. in diesem Sinne wohl auch 

TALBOT, in: Kostkiewicz et al [Hrsg.], Kommentar SchKG, 4. Aufl. 2017, Art. 191 

N 24). Diese Frage kann vorliegend aber offen bleiben. 
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6. Ob und in welchem Zeitpunkt eine perpetuatio fori im Nachlassverfahren 

(Art. 293 ff. SchKG) eintritt, lässt sich dem Gesetz nicht entnehmen und wurde – 

soweit ersichtlich – auch in der Rechtsprechung bisher nicht behandelt, weder un-

ter altem noch unter neuem Recht. Ausgangspunkt bildet die Überlegung, dass 

das Nachlassgericht nach neuem Recht sowohl im Falle einer Abweisung des 

Stundungsgesuchs (Art. 293a Abs. 3, Art. 294 Abs. 3 SchKG) wie auch bei einem 

späteren Scheitern der Sanierung bzw. der Bestätigung eines Nachlassvertrages 

(Art. 296b, Art. 304 i.V.m. Art. 309 SchKG) immer auch den Konkurs von Amtes 

wegen eröffnen können muss. Obschon zwar eine Konkurseröffnung bei Schei-

tern des Nachlassverfahrens nicht zwingend ist und in gewissen Ausnahmefällen 

– namentlich bei Missbräuchlichkeit des Nachlassgesuchs – eine "dritte Ent-

scheidalternative" besteht (Abweisung des Nachlassgesuchs ohne Konkurseröff-

nung), hatte der Reformgesetzgeber doch eine Konkurseröffnung von Amtes we-

gen im Falle eines Scheiterns der Nachlasssanierung als klaren Regelfall vor Au-

gen (vgl. Botschaft zur Änderung des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung 

und Konkurs [Sanierungsrecht] vom 8. September 2010, BBl 2010, S. 6471 f., 

6480, 6484, 6486, 6491; vgl. auch BGE 142 III 364, E. 2). Entsprechend muss 

während des gesamten Nachlassverfahrens nicht nur ein Nachlass-, sondern im-

mer auch ein Konkursort bestehen. 

7. Ging dem Nachlassverfahren ein Konkurseröffnungsverfahren voraus (vgl. 

Art. 173a und Art. 293 lit. c SchKG), tritt eine Fixierung des Konkursortes – und 

damit naheliegenderweise auch eine Fixierung des Nachlassortes – bereits vor 

Einleitung des Nachlassverfahrens ein, nämlich mit Zustellung der Konkursandro-

hung, des Zahlungsbefehls in der Wechselbetreibung bzw. der Vorladung zur 

Konkurseröffnungsverhandlung an den Schuldner oder mit Einreichung des Kon-

kursbegehrens durch den Schuldner selbst. In allen anderen Fällen kann eine 

perpetuatio fori nach den Art. 53 SchKG zugrunde liegenden Wertungen demge-

genüber frühestens in jenem Zeitpunkt eintreten, in welchem der Schuldner vom 

Nachlassverfahren erstmals Kenntnis erhält (vgl. BGE 121 III 13, E. 1b), d.h. mit 

Einreichung des Nachlassgesuchs durch den Schuldner selbst oder mit Zustel-

lung des Nachlassgesuchs eines Gläubigers an den Schuldner. Umgekehrt muss 
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eine Fixierung des Konkurs- bzw. Nachlassortes spätestens dann eintreten, wenn 

das Nachlassgericht dem Schuldner zwecks Wahrung des rechtlichen Gehörs 

mitgeteilt hat, dass es eine Konkurseröffnung von Amtes wegen in Betracht ziehe. 

Dies entspricht funktional der nach Art. 53 SchKG relevanten Konkursandrohung 

bzw. der Zustellung der Vorladung zur Konkurseröffnungsverhandlung an den 

Schuldner (Art. 168 SchKG; vgl. BGE 121 III 13, E. 1b und E. 2b). Eine solche 

Mitteilung erfolgt im Nachlassverfahren jedoch nicht zwangsläufig; vielmehr ist es 

gut möglich, dass die provisorische und später auch die definitive Nachlassstun-

dung ohne Weiteres bewilligt und anschliessend ein Nachlassvertrag ohne Ein-

wendungen bestätigt wird. In einem solchen Fall stellt sich die Frage, ob es für die 

Fixierung des (auch im Nachlassverfahren stets erforderlichen) Konkursortes 

nach Art. 53 SchKG ausreichend sein kann, dass der Schuldner zwar Kenntnis 

vom Nachlassverfahren als solchem hat – womit nach dem Gesagten immer auch 

eine gesetzlich vorgesehene, abstrakte Möglichkeit der Konkurseröffnung einher-

geht –, nicht jedoch davon, dass eine Konkurseröffnung im konkreten Einzelfall 

auch tatsächlich und unmittelbar droht. 

8. Dies ist zu verneinen. Im Verfahren betreffend Bewilligung der provisori-

schen Nachlassstundung ist eine Konkurseröffnung – mangels konkreten gericht-

lichen Hinweises und Aufforderung des Schuldners zur diesbezüglichen (mündli-

chen oder schriftlichen) Stellungnahme – doch noch relativ fernliegend. Nach 

Art. 293a Abs. 3 SchKG hat eine Konkurseröffnung nur dann zu erfolgen, wenn 

"offensichtlich keine Aussicht auf Sanierung oder Bestätigung eines Nachlassver-

trages" besteht. Damit hat ein Schuldner, gerade wenn er selbst ein Gesuch um 

Nachlassstundung eingereicht hat, in aller Regel nicht schon von Anfang an 

ernsthaft mit einer unmittelbar bevorstehenden Konkurseröffnung zu rechnen. 

Hinzu kommt, dass im Nachlassverfahren jedenfalls bis zum Ablauf der Stundung 

bzw. bis zur Einleitung des Verfahrens betreffend Bestätigung des Nachlassver-

trages (vgl. Art. 304 SchKG) die eigentliche Zwangsvollstreckungsphase nicht 

derart unmittelbar bevorsteht, wie dies bei einer Pfändungsankündigung bzw. bei 

einer Konkursandrohung der Fall ist (vgl. BGE 121 III 13, E. 1b). Namentlich ist es 

vor diesem Zeitpunkt stets möglich – und oft sogar das eigentliche Ziel der Nach-
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lassstundung –, dass eine Sanierung i.e.S. erfolgen und der Abschluss bzw. die 

Bestätigung eines Nachlassvertrages unterbleiben kann (vgl. Art. 296a SchKG). 

In diesem Fall kommt es überhaupt nicht zu einer eigentlichen "Zwangsvollstre-

ckung". Schliesslich ist zu bedenken, dass die perpetuatio fori nach Art. 53 

SchKG den Grundsatz, wonach der Schuldner während des gesamten Zwangs-

vollstreckungsverfahrens am nach Art. 46 ff. SchKG jeweils relevanten Ort zu be-

langen ist, aus praktischen Gründen einschränkt (BGE 121 III 13, E. 2b). Im Ge-

gensatz zum Konkursverfahren sprechen im Nachlassverfahren praktische Über-

legungen gerade gegen einen frühen Eintritt der perpetuatio fori. In Letzterem 

braucht es nämlich eine aktive und freiwillige Mitarbeit des Schuldners sowie letzt-

lich ein von ihm zu unterbreitendes, "angemessenes Angebot" an die Gläubiger 

(vgl. Art. 306 Abs. 1 Ziff. 1 SchKG; KUKO SchKG-HUNKELER, Art. 306 N 5 ff.). 

Wirkt der Schuldner nicht mit, ist eine Nachlasssanierung nicht möglich. Ferner 

bedarf es zur Bestätigung eines Nachlassvertrages der Zustimmung einer be-

stimmten Mehrheit der Gläubiger (Art. 305 SchKG). Verlegt der Schuldner aber 

seinen Wohnsitz bereits vor Ablauf der Stundung ins Ausland, so ist sowohl des-

sen Mitarbeit wie auch die Bereitschaft der Gläubiger, sich auf ein Nachlassver-

fahren einzulassen, in Frage gestellt. Möchte der Schuldner trotz einer bevorste-

henden Auswanderung seine Schulden im Wege eines Nachlassverfahrens in der 

Schweiz sanieren, so ist es ihm zuzumuten, mit seinem Wohnsitzwechsel wenigs-

tens bis zur Einleitung des Bestätigungsverfahrens zuzuwarten und dadurch die 

Unwägbarkeiten, die sich bei einem grenzüberschreitend durchzuführenden 

Stundungsverfahren (Art. 299 ff. SchKG) andernfalls ergeben würden, zu vermei-

den. 

9. Nach dem Gesagten tritt im Nachlassverfahren eine Fixierung des Konkurs- 

und Nachlassortes wie folgt ein (a.A. HUNKELER/WOHL, in: Kostkiewicz et al 

[Hrsg.], Kommentar SchKG, 4. Aufl. 2017, Art. 306 N 3, die ohne Begründung von 

einem früheren Zeitpunkt einer perpetuatio fori ausgehen): Sofern dem Nachlass-

verfahren ein Konkurseröffnungsverfahren voranging (Art. 173a und Art. 293 lit. c 

SchKG), tritt die perpetuatio fori bereits in einem früheren Stadium ein, nämlich 

mit Zustellung der Konkursandrohung, des Zahlungsbefehls in der Wechselbe-
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treibung bzw. der Vorladung zur Konkurseröffnungsverhandlung an den Schuld-

ner oder mit Stellung des Konkursbegehrens durch den Schuldner selbst. Wird 

das Nachlassverfahren – wie vorliegend – ohne vorgängiges Konkursverfahren 

auf Gesuch des Schuldners oder eines Gläubigers eingeleitet (Art. 293 lit. a und 

lit. b SchKG), so tritt die perpetuatio fori entweder dadurch ein, dass das Nach-

lassgericht dem Schuldner eine der Konkursandrohung funktional entsprechende 

Mitteilung macht (Aufforderung zur Stellungnahme zu einer möglichen Konkurser-

öffnung) bzw. den Konkurs (bei Spruchreife) sogleich eröffnet. Andernfalls tritt sie 

erst dann ein, wenn dem Schuldner die Einleitung des Bestätigungsverfahrens 

(Überweisung der Akten durch den Sachwalter an das Nachlassgericht; Art. 304 

Abs. 1 SchKG) zur Kenntnis gebracht wird. Erst in diesem Stadium des Nachlass-

verfahrens ist nämlich klar, dass – abgesehen von wenigen Ausnahmefällen – 

nun die eigentliche Zwangsvollstreckungsphase eingeleitet wird (vgl. BGE 121 III 

13, E. 1b), entweder durch "Zwangsvollstreckung" nach Massgabe des zu bestä-

tigenden Nachlassvertrages (Art. 314 ff. SchKG) oder aber durch Konkurseröff-

nung. 

10. Da vorliegend ein vorgängiges Konkurseröffnungsverfahren nicht stattge-

funden und die Vorinstanz dem Beschwerdeführer auch keine der Konkursandro-

hung funktional entsprechende Mitteilung gemacht hat, ist eine perpetuatio fori 

nach dem Gesagten noch nicht eingetreten. Im entscheidungsmassgeblichen 

Zeitpunkt (Beginn der vorinstanzlichen Urteilsberatung; s. oben, E. IV.4) hatte der 

Beschwerdeführer seinen Wohnsitz noch in der Schweiz, weshalb sich die Vor-

instanz zu Recht als zuständig erachtete. Wie bereits ausgeführt wurde (s. oben, 

E. IV.8), ist im vorliegenden Beschwerdeverfahren jedoch davon auszugehen, 

dass der Beschwerdeführer seinen Wohnsitz per Mitte August 2018 nach Ungarn 

verlegen würde (bzw. nun bereits verlegt hat); dies hatte er vor Vorinstanz (act. 1 

S. 2, 6 f., 11) wie auch in seiner Beschwerdeschrift (act. 10 S. 2, 5 f.) als unum-

stössliche Tatsache dargestellt (vgl. die insofern nicht beanstandeten Ausführun-

gen der Vorinstanz; act. 12 S. 4 f.). Obschon folglich die internationale Zuständig-

keit der Vorinstanz im massgeblichen Zeitpunkt des Entscheids über die Bewilli-

gung der provisorischen Nachlassstundung noch bestand, stand damals bereits 
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fest, dass sie diese als Nachlassgericht für spätere, im Nachlassverfahren not-

wendig werdende Entscheide (Bewilligung der definitiven Stundung, definitive 

Einsetzung eines Sachwalters, Bestätigung eines Nachlassvertrages, allfällige 

Konkurseröffnung etc.) einbüssen würde. Da entsprechend von Anfang an fest-

stand, dass das Nachlassverfahren aufgrund eines unmittelbar bevorstehenden 

Wegzugs des Schuldners ins Ausland ohnehin nicht würde zu Ende geführt wer-

den können und dass auch eine Sanierung i.e.S. in der verbleibenden Zeit nicht 

möglich sein würde, wies die Vorinstanz das Nachlassgesuch des Beschwerde-

führers zu Recht ab. Die provisorische Nachlassstundung zu bewilligen, um sie 

dann nur kurze Zeit später – ohne jede Aussicht auf zwischenzeitliche Sanie-

rung – aufgrund wegfallender internationaler Zuständigkeit wieder aufheben zu 

müssen, wäre nicht sinnvoll und mit den Interessen der Gläubiger nicht zu verein-

baren. Vielmehr erscheint ein solches Gesuch bei feststehendem Wille, in naher 

Zukunft ins Ausland zu ziehen, als missbräuchlich. 

11. Da das Stundungsgesuch des Beschwerdeführers folglich zwar materiell 

unbegründet und deshalb abzuweisen ist, eine vertiefte Prüfung seiner finanziel-

len Verhältnisse jedoch unterbleiben kann, ging die Vorinstanz zu Recht davon 

aus (act. 12 S. 6), dass (ausnahmsweise) der Konkurs nicht zu eröffnen ist (vgl. 

BGE 142 III 364, E. 2.3; UMBACH-SPAHN/KESSELBACH/BURKHALTER, a.a.O., 

Art. 293a N 17; KUKO SchKG-HUNKELER, Art. 293a N 9). Die Beschwerde ist folg-

lich abzuweisen, soweit darauf einzutreten ist. Ferner ist die Anweisung an das 

Betreibungsamt Kloten, die Verteilung der Einkommenspfändung betreffend Juli-

Lohn samt Zulagen (Dienstaltersgeschenk und Anteil 13. Monatslohn) einstweilen 

aufzuschieben (Verfügung vom 20. Juli 2018; act. 16), aufzuheben. 

12. Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass es dem Beschwerdeführer frei-

steht, ein neues Gesuch um provisorische Nachlassstundung einzureichen. In ei-

nem solchen Verfahren wäre die neue Tatsache eines nun doch nicht stattfinden-

den Wegzugs zu berücksichtigen, da diese von der Rechtskraft des vorliegenden 

Entscheids nicht erfasst wird (s. oben, E. IV.4). Rückwirkend könnte die Nach-

lassstundung freilich auch dann nicht bewilligt werden, ebenso wenig wie solches 

im vorliegenden Verfahren hätte angeordnet werden können (wovon der Be-
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schwerdeführer aber auszugehen scheint; vgl. act. 10 S. 2, Rechtsbegehren Ziff. 

2). Ebenso wie ein Konkurs nur mit Wirkung für die Zukunft eröffnet werden kann, 

ist auch die Bewilligung der Nachlassstundung nur ex nunc und nicht per Ge-

suchseinreichung möglich. 

VI. 

Bei diesem Ausgang des Beschwerdeverfahrens sind die erst- und zweitinstanzli-

chen Prozesskosten dem Beschwerdeführer aufzuerlegen (Art. 106  

Abs. 1 ZPO). Die Bemessung der Prozesskosten des erstinstanzlichen Verfah-

rens wurde nicht beanstandet. Es bleibt daher beim erstinstanzlichen Kostendis-

positiv. Die Entscheidgebühr für das Beschwerdeverfahren ist auf CHF 1'000.– 

festzusetzen (Art. 61 Abs. 1 i.V.m. Art. 54 GebV SchKG) und, soweit ausreichend, 

mit dem vom Beschwerdeführer geleisteten Kostenvorschuss zu verrechnen.  

Es wird erkannt: 

1. Die Beschwerde wird abgewiesen, soweit darauf eingetreten wird. 

2. Die zweitinstanzliche Entscheidgebühr wird auf CHF 1'000.– festgesetzt, 

dem Beschwerdeführer auferlegt und, soweit ausreichend, aus dem von ihm 

geleisteten Kostenvorschuss bezogen. 

3. Die Anweisung an das Betreibungsamt Kloten, die Verteilung der Einkom-

menspfändung betreffend Juli-Lohn samt Zulagen (Dienstaltersgeschenk 

und Anteil 13. Monatslohn) einstweilen aufzuschieben, wird aufgehoben. 

4. Schriftliche Mitteilung an den Beschwerdeführer, an das Betreibungsamt 

Kloten und an die Vorinstanz, je gegen Empfangsschein, sowie an die 

Obergerichtskasse. 

Nach unbenutztem Ablauf der Rechtsmittelfrist gehen die erstinstanzlichen 

Akten an die Vorinstanz zurück. 
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5. Eine Beschwerde gegen diesen Entscheid an das Bundesgericht ist innert 

30 Tagen von der Zustellung an beim Schweizerischen Bundesgericht, 

1000 Lausanne 14, einzureichen. Zulässigkeit und Form einer solchen Be-

schwerde richten sich nach Art. 72 ff. (Beschwerde in Zivilsachen) oder 

Art. 113 ff. (subsidiäre Verfassungsbeschwerde) in Verbindung mit Art. 42 

des Bundesgesetzes über das Bundesgericht (BGG). 

Dies ist ein Endentscheid im Sinne von Art. 90 BGG. 

Es handelt sich um einen Entscheid des Konkurs- oder Nachlassgerichts im Sinne von 
Art. 74 Abs. 2 lit. d BGG. 

Die Beschwerde an das Bundesgericht hat keine aufschiebende Wirkung. 
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